
straße EhtsCheidungen

1. Auch der diesbezügliche Feststellungsantrag ist aus den be-

reits unter Ziff I. genannten Gründen zulässig.

Die hinreichende tVahrscheinlichkeit einer Inanspruchnah-
me der Klägerin wegen der am 10.08.2016 geschehenen Ver-
mischung des Bunkerinhalts ergibt sich ebenfalls aus dem
mit der E Q GmbH geschlossenen Logistik-Vertrag, der

auch die Lagerhaltung in Bunker 13 umfasste.

Soweit die Klägerin ihren Antrag nunmehr auch auf ab-

getrerene Ansprüche der M GmbH stützt, liegt wieder-
um eine Klageerweiterung vor, die aber nach S 533 ZPO
zulässig ist.

2. Es bestehen jedoch auch wegen des Schadens am Bunker-
inhalt keine Schadensersatzansprüche der Klägerin.

a) Der Klägerin stehen keineAnsprüche aus eigenemRecht ztt.

aa) S 425 Abs. I HGB scheidet a1s Anspruchsgrundlage aus.

Das liegt auf der Hand, wenn die Beklagte den Tiansport
vornahm, ohne dass ein Frachtvertrag über den konlret be-

wegten Container bestand.

Hätte indes ein Frachtvertrag bestanden, wären etwaige

eigene Schäden der Klägerin - erwa wegen der Belastung
der Klägerin mit Schadensersatzansprüchen des Eigen-
tümers des Bunkerinhalts oder des Vertragspartners aus

dem Logistikvertrag mit der Klägerin - als Foigeschaden

anzusehen, der gem. S 432 Satz 2 HGB nicht ersatzfähig
ist. Das ergibt sich aus den \Tertungen im Urteil des Bun-
desgerichtshoß vom 05.10.2006 (I2P.240103 [= TianspR
2006, 454), NfSf 2007, S. 58; s.a. Koller, a.a.O., S 432
Rn. 15). \üenn als ein solcher Folgeschaden auch derjenige
Schaden angesehen wird, der an beim Empfänger lagern-
den Materialien dadurch entsteht, dass während des Tlans-
ports verunreinigtes Gut damit vermischt wird, kann nichts
anderes ftir den Fall gelten, dass die Beschädigung dieses

Materials ihren Grund nicht in einer transportbedingten
Kontamination des Tiansportguts und der alsdann erfolg
ten an sich betrachtet bestimmungsgemäßen Vermischung
hat, sondern in dem sich die Beschädigung dadurch ereig-

net, dass es infolge einer fehlerhaften, aber auftragsgemä-

ßen Einfüllung des (nicht kontaminierten) Ti'ansportguts
zur Vermischung mit dem betreffenden Material des Emp-
fängers gekommen ist.

Entgegen der Auffassung der Klägerin liegt im Übrigen kein
Fall der sog. Falschablieferung vor, wie ihn Koller (a.a.O.

S 425 Rn. 40) annimmt, wenn der Frachtführer das Gut >in

den falschen Tänk dis Empfängersu einfüllt. Gemeint sind
damit nur solche Fdlie, in denen der Frachtführer selbst den
,falschen Tänkn auswählt. Hier indes ist der Beklagten den

Bunker 13 als Ablieferungsort ausdrücklich mitgeteilt wor-
den.

bb) Sollte kein Frachtvertrag abgeschlossen worden sein,

kann sich die Klägerin zur Begründung eigener Ansprüche

auch nicht auf SS 280 Abs. 1, 241 Abs.2 BGB berufen.

\Tiedelum gilt, dass das Fehlverhalten der Beklagten (durch

das Unterlassen einer Kontrolle des verladenen Containers

auf die Übereinstimmung mit dem Frachwertrag) hinter
dem Verschulden der Klägerin vollständig zurücktritt.

Unabhängig davon wäre es rechtsmissbräuchlich, wenn die
Klägerin der Beklagten gegenüber Ansprüche geltend mach-
te, die ihr im Fall del Geltung eines Frachtvertrags mit der
Beklagten versagt wär'en. Denn die Klägerin, die aufgrund
eigenen überwiegenden Fehlverhaltens dazu beitlug, dass der

Ti'ansport ohne vertragliche Grundlage erfolgte, ist gehalten,
die Beklagte haftungsrechtlich so zu stellen, als wären die

SS 407 tr HGB anwendbar. Sie kann die Bekiagte also nur
in dem Umfang in Anspruch nehmen, wie es die frachwer-
traglichen Regelungen erlauben.

b) Es existieren auch keine Schadensersatzarsprüche aus

abgenetenem Recht der M GmbH.

Allerdings ist bereirs fraglich, ob die Beklagte für den FaIl,

dass sie den Container 000000-9 aufgrund eines Frachtver-

rrags transportiert haben sollte, außervertraglichen Ansprü-
chen Dritter (wegen der Beschädigung iricht transportierter
Gegenstände) nur unter den Voraussetzungen des $ 434
Abs. 2 Satz 2 HGB ausges€tzt ist.

aa) \7ird diese Frage, die der Bundesgerichtshof (a.a.O.,

Rn. 17) offen gelassen hat, bejaht, schieden solche An-
sprüche aus, weil eine der Ausnahmen des S 434 Abs. 2

Satz 2 HGB nicht vorlag. Denn insoweit kommt lediglich
der Tätbestand des S 434 Abs.2 Satz2 Nr. 2 in Betracht,
der u.a. verlangr, dass der Frachtführer die fehlende Be-

fugnis des Absenders, das Gut zu versenden, kannte oder
infolge grober Fahrlässigkeit nicht kannte. Das läge erst

dann nahe, wenn die Beklagte die Verladung eines ofal-
schenn Containers aus grober Fahrlässigkeit nicht bemerk-
te, was aus den bereits dargelegten Gründen nicht anzu-
nehmen ist.

bb) Nimmt man hingegen (erwa mit Koller, a.a.O., 5 434
Rn. 13, 2. Abs.) an, S 434 Abs. 2 Satz i HGB setze voraus,

dass der geschädigte Dritte sein Gut den Risiken des Tians-
ports in gewisser \feise ausgesetzt hat, dann fehlt es im vor-
liegenden Fall daran, weil die Eigentürnerin des Inhalts in
Bunker 13 (nach Darstellung der Klägerin die M GmbH)
mir dem (irrtümlichen) Tlansport des Containers 000000-9
zu ,ihrem< Bunker i3 >nichts zu tuno hatte.

Es kommt dann, wie :unter Ziff. I. dargeiegt, zwar ein An-
spruch des Eigentümers gegen die Beklagte aus S 831 Abs. I
Satz 1 BGB wegen eines Fehiverhaltens ihles Fahrers in Be-

tracht. Der Beklagten ist jedoch aus den bereits genannten
Gründen der Entlastungsbeweis gelungen.

t...1

Art. 17 Abs.2 CMR

Werden Güter anlässlich einer internationalen Beförde-
rung per LKW durch Migranten verunreinigvbeschädigt
und kann der Frachtführer nicht substantiiert darlegen,
wann, wo und wie die Migranten in das Fahrzeug ge-

langt sind, kann sich der Frachtführer per se nicht auf
einen Haftungsausschluss nach Art. 17 Abs.2 CMR be-
rufen.

[Leitsatz des Einsenders]
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Entscheiduhg€ll straße

Die Klägerin macht als Ti'ansporwersicherer aus überge-

g*g.n.Ä und abgetretenem Recht Ersatzansprüche wegen

äi.r.i li'"n.ports im Juli 2017 gegen geltend'

Die Klägerin ist \(/arentransporwersicherer der Firma ' " Die

Versichäungsnehmerin ertiilte der Beklagten fortlaufend

Frachtaufträ-ge. Vorliegend erfolgte die Beauftragung der Be-

klagten mit E-Mail vom 21.07.2017.

Es sing um die Beförderung von Schokoladengut von

D.ui..[l"nd nach England am25.07.126.07'2017' Die Be-

förderung wurde vor der Nebenintervenientinder Beldag-

tenseite durchgeführt.

Mit Frachtbrief vom 25.A7 .2017 übernahm der Frachtführer

der Beklagtenseite die Ladung: 1 I Europaletten Schokolade

zr7.820 kg.

Der Fahrer übernachtete auf einem Parkplatz im Bereich Saint-

Omer, das 80 km vor Calais liegt. In Bedford (Großbritan-

nien) flüchteten mehrere Personen aus dem LK\7 der Neben-

intervenientin, wo die Schoki [sic!] befordert worden war'

Die Klägerin ließ sich alle Ansprüche aus dem gegenständ-

li"i'r.n dr.t.port gegen die Beklagte abtreten und führt aus,

dass sie d..t S.hrä.t in Höhe des eingeklagten Betrages ab-

zügiich 5.000 € Selbstbehait gegenüber ihrer Versicherungs-

nehmerin beglichen habe.

Die Klägerin veriangt Sachverständigenkosten i'H'v'
625,50 €, Entsorgungskosten i.H.v. 524,80 € sowie einen

,\Tarenschade nuvon 13.762'80 €, der sich neben einem \7a-

renwert der aussortierten \Vare von I0.427,70 € in anteilige

Frachtkosten für Hintransport, Frachtkosten Rücktransport,

Sortierkosten, Kosten für Zwischenlagerung der \Vare und

Arbeitsaufwand für Nachbearbeitung aufgliedert'

i...1

Die Beklagte ftihrt aus, dass sie nicht wisse, ob die streit-

gegenstänJlichen Güter vollständig und unversehrt zur Be-

Foid.ru.rg gekommen seien, ob sie bis zur Übergabe der

Befordernng zureichend vorgekühlt gewesen seien, die Min-
desthalbarkiitsdata fsicl] noch nicht abgelaufen seien oder

die blickdicht verpackten Güter bei Übergabe zur Beförde-

rung unversehrt gewesen seien.

Sie behauptet, dass die Güter über-haupt keinen Schaden g'e-

nommen irä,r.n, sie seien luft-/feuchtigkeitsdicht in Plastik-

beutel eingeschweißt gewesen.

Die Beklagtenseite wendet sich gegen die Aktivlegitimation

der Klägerin.

Sie meint, es sei kein Tiansport' sondern nur ein Versand der

gegenständlichen Güter beauftragt, weshalb sie nur für Äus-

ivÄlvers.hulden hafte nach SS 46i Abs. 2i.Y.m.454 Alls' I
Ziffer2HGB.

Auch sei ihre Haftung nach Art, i7 Abs' 2 CMR ausge-

schlossen, da die Beschädigung unvermeidbar gewesen sei'

Außerdem sei der Versicherungsnehmerin der Klägerin ein

Miwerschulden vorzuwerfen, da sie der Beklagten keine Si-

cherheitsvorgaben erteilt habe und der Auflieger zunächst

unbeanstandet unverschlossen gewesen sei.

t...1

Entscheidungsgründe

Die zulässige Klage ist überwiegend begr:ündet'

A.

Der Klägerin steht gern' S 86 wG' S 389 BGB' fut' 17

CMR i.V.m. An.25 CMR ein Ersatzanspruch wegen der

Beschädigung der transportierten Schokolade zu i'H'v'
1r.587,34 €.

1. Die Klägerin isc ai<tivlegitimiert.

Soweit die Klägerin den Schaden gegenüber der Versi-

cherungsnehmeiin beglichen hat, folgt ihrer Anspruchs-

berechclgung aus S 86 Abs' 1 WG. Der entsprechende

Versicheiungsschein wurde vorgelegt' Soweit die Beklagte

bestreitet, däss die Klägerin den streitgegenständlichen

Schaden am 19.01.2018 reguliert haben soll, bedurfte es

keiner Beweisaufnahme. Auch unterstellt, dass eine Re-

gulierung nicht stattfand, wäre die Kiägerin aufgrund der

Äb,t.tottgt.tklärung ihrer Versicherungsnehmerin zur

GeltendÄachung d.r streitgegenständlichen Ansprüche

berechtigt.

Die Abtretungserklär'ung ist - entgegen der Ansicht der Be-

klagtenseite --nicht .r".h S 134 BGB i.V. mit dem Rechts-

dieästleistungsgesetz nichtig' Nach 5 5 Abs. 1 RDG sind

Rechtsdienstleistungen im Zusammenhang mit einer an-

deren Tätigkeit erlaubt, wenn sie als Nebenleistung zum

Beruß- oder Tätigkeitsbild gehören. Die Frage, ob eine

Nebenleisrung,rotli.gt, ist dabei nach Inhalt, Umfang und

sachlichem Zusammenhang der Leistung mit der Haupt-

tätigkeit unter Berücksichtigung der Rechtskenntnisse zu

beuiteilen, die für clie Haupttätigkeit erforderlich sind (S 5

Abs. 1 Satz2 RDG) (BGH, Urt. v. 14.0I.2016'I ZR

107114-, Rn. 14, juris). Die Schadensregulierung eines

Transporwersicherers umfasst auch die Regresstätigkeit

g"g.r,üb.t dem Haftenden' Zu diesem Tätigkeitsfeld des

t lnrpot*.tsicherers gehört auch als Nebenleistung die

proreis,rale Geltendmachirng des Selbstbehalts' Ein Ver-

stoß gegen das RDG liegt damit nicht vor.

2. Die Beklagte haftet ftir die Beschädigung des Schoko-

ladengutes gÄ. Atr. 17 Abs. 1 i.V.m' Art.3 CMR, da die

e.."hädig,-tttg bei der Beklagten ais Frachtführerin nach der

Übernahme des Gutes und vor der Ablieferung eintrat'

2.1 Dle Beklagte war Frachtführerin. Entgegen der Meinung

der Beldagten, sie sei nur zum Versand beauftragt worden,

ist von einem FrachtYertrag gem. SS 133, I57 BGB auszu-

gehen. Die Beauftlagung, [...], sPricht von nFrachtaufttägen'

Öem. Art. 1 CMR ist ftir den vorliegenden \(/arentransport,

bei dem es sich um einen Transport zu Lande handelt, von

Deutschland nach Großbritannien das CMR anwendbar'

2.2 Das Gut wurde unversehrt von der Beklagtenseite über-

nommen.

Zwar bestreitet die Beklagte, dass die Güter unversehrt

zur Beförderung gekomrnen ist [sic!]. Auf der vorgelegten

Checkliste des Verladers vom 25.07.2017 ist konstatiert,

dass der Zustand der zu verladenen \7are in Ordnung war'

Der mit der Lagerleitung beauftr:agte Zettge hat zudem an-

gegeben, dass dieTemperatur in dem gekühlten Lager riglich
äb!.I"r..r wird und .i di. itt der Liste anzugebenden Punk-
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straße Entscheidungen

te ausgeftillt hat. Der Zeuge hat ruhig und sachlieh ausge-

,"g, uid konnte differenziären ,*irchlrt üblicherr Abläufen

,rrid korrk..ten Erinnerungen. Die Aussage war glaubhaft'

der Zeuge glaubwürdig. Auch die von Klageseite vorlegten

T"*p.r""trr."protokolle"undLagerkontrolllistenweisenkeine
a,-rffhUgt.iän auf. Aufgrund d., vorgelegten I-isten und

d.r A-Jg"b..t des Z.ug*.n war eine Vorbeschädigung der

schweißierpackten Güär nicht ersichtlich' Auch war auf-

grund der vorgelegten Lieferscheine und der ausgewiesenen

il4indestha.ltt alüeitsdaten nicht von einem Mangel auszuge-

hen. Andere konkrete Anhaltspunkte dafür, dass das Gut in

irgendeiner Form in den Kartäns beschädigt war' sind nicht

ersichtlich.

Unter \7ürdigung dieser Umstände war gem' $ 286 ZPO da'

her davon ,,irrrr[.h.t , dass die verpackte Schokokuvertüre

zur \Teiterver"tbiit,t.rg keine Vorschädigungen hatte'

2.3 Das Gut wurde nach der Übernahme und vor der Ab-

lieferung beschädigt.

Die Güter, die zur Lebensmittelverarbeitung dienen sollten'

waren aufgrund der umfangreichen Beschädigungen der Ver'-

p".kr.rg.ä und der losen Verpackung in den I(artons als

il.r"ha&g, anzusehen. Hiervon ausgenommen waren die 4

Paletten, die unbeschädigt waren.

Auszugehen war dabei von dem Schadensbiid, wie es in den

,rorg.lägt.n Fotos und der Beschreibung in der Anlage BLD

1 I hervorgeht.

Zu Grunde zu legen war, dass die streitgegenständlichen Gü-

ter in eben dem Zustand an die Versicherungsnehmerin der

Kläserin zurückgeliefert wurden, wie von der Nebeninter-

,r.ni.ntin in En[land angedient, wobei die Beklagte selber

das Gute endadin, anrischengelagert und dann mit einem

anderen Frachtführer zurückgeftihrt hat' Die a1s Anlage BLD

10 vorgelegten Bilder den Zustand der Güter am Ende der

Räckführu"ng ze\gen. Diese Bildel ze',gen, dass nicht nur ein

Teil der V.ri".kittg.n nicht mehr verschweißt war' sondern

di" Krrtorm teilweise verstreut herumlagen und auch noch

teilweise offen walen. Der Schadensumfang wird ausgehend

von diesem durch die Fotos dargestellten Zustand in dem von

Klageseite vorgelegten Sachverständigengutachten nfier be-

,.hr".lb..r. oiJScü-okoladenkuvertüre für die \fleiterverarbei-

tung in der Süßwarenindustrie war in Form von Chips lo-se

in I?unststoffbeutel eingefüllt, die in Umkartons aus \fell-
pappe eingestellt warenlund die Kartons mittels Schrumpf-

ir"lt. n"#*. Bei den offenen Kartons war der Inhalt greif-

bar. Das Packschema war bis auf vier Paletten nicht mehr

komplett vorhanden, dabei Kartons iose, Folien aufgerissen

oder das Packschema verschoben. Diese Darstellung' wie sie

von der Beklagtenseite gem. S 13S ZPO nur substantiiert

bestritten hättJ-.rd.r, fö.rn.n, war bei dem Schadensbiid

zu Grunde zu legen. Zwar hat die Beklagte behauptet' dass

die Güter eingeihweißt gewesen wären u1{ daher keinen

Schaden g.nÄ-.n hanen. Da auf den Bildern erkennbar

die Verschweißung aufgerissen war, steht dieser Vortrag einer

Beschädigung nicht entgegen.

Dieser Zustand begründet eine Entwertung der Sendung'

da aufgrund der BÄchädigung einzelner mit I'ebensmitteln
geftilltir Karton der Verdacht entsteht' dass die \(/arte ins-

gesamt zum menschlichen Verzehr nicht mehr geeignet ist

(vgl. OLG München, 23 U 18581 17, LJrt' v' 23 'Ll '2A77 ' l=
TianspR 2018, 1131 Rn. 25 lt. Juris).

3. Die Haftung der Beklagtenseite ist nicht nach fur'' 17

AUr. z CtttR *ig"n Unu.rÄeidbarkeit ausgeschlossen' weii

die Beschädigu.,[ dut"h Umstärde verursacht wolden wäre

[sicl], die d.Jpt""htführer nicht vermeiden hätte können'

Ein unabwendbales Ereignis i.S'd. fut' Abs' 2 CMR lsicll

liegt vor, wenn der Schaden auch bei Anwendung der äußels-

t.ri d"* Frachtftihrer möglichen und zumutbaren Sorgfalt

nicht hätte vermieden *.id.t können' Es gilt nicht S 276

Abs.2 BGB, sondern der Maßstab der uäußersten wirt-

schaftlich zumutbaren Sorgfaitu. Nicht unvermeidbar ist der

Überfall auf einen LKW während Ruhepause, wenn zusätz-

liche Sicherungsmaßnahmen möglich stnd (Baum b ac h / Hopt/

Merht CMR. Lt. 17 Rn. 1-4, beck-online)' Unabwendbar-

keit bedeutet nicht absolute Unvermeidbarkeit' Schäden' die

nur rnit absurden Maßnahmen hätten verhindert werden

können, sind unabwendbat'

Eine Beschädigung des Gutes dadurch, dass Flüchtlinge in

den LK$f einäringen und dort verweilen, um zum Bestim-

*nrrg.or. - hier: 
"Großbritannien-; 

zu. 
^gllfgen, 

ist nicht

i.S.d]fut. 17 iI CMR unvermeidbar (OLG Köln, RdT\f
2017 , 137 , [= TlansPR 20 17 , 62] beck-oniine) ' Eine Unver-

meidfarkeill*., ,ti.h. schon deshalb angenommen werden'

weil die Beklagten, die hierfür darlegungs- und beweisbelas-

tet sind, nicht"erklären können' wie die Leute in den Lage-

raum hineingekommen sind.

Hinzu kommt, dass durch weitere Sichtkontroilen hätte ver-

mieden werden können, dass die Überfahrt des LK\7'durch

oblinde Passagieren genutzt wird und für den Fall eines von

der Nebenintervenientin geschilderten Zustiegs in England

ohne längeren Aufenthalt oder gar bei langsamer Fahrt hätte

auch inso'weit eine Sichtkontrolle ein ungewolltes Zusteigen

einer Gruppe von ca. 10 Leuten erkennbar und damit ver-

meidbar machen können.

4. Die Beklagte kann sich jedoch auf die Haftungsbeglen-

zung des x{, zZ Abs. 3 und Abs' 7 CMR berufen' da der

Fr"Jhtftihr., den Schaden weder vorsätziich noch durch ein

dem Vorsatz gleichstehendes Verschulden verursacht hat' so

dass eine unb"eschränkte Haftung nach Är't' 29 CMR nicht

in Betracht kam. Ztt Grunde zu legen war, dass der als Zeuge

vernommene Fahrer weit vor Calais einen beleuchteten Park-

platz angefahren hat, aufdem auch Polizeiautos parkten und

., s.i., öontainerschloss regelmäßig kontrolliert hat' Seine

Angaben waren flüssig, ohni Stocken und seine nach wie vor

beäh.,td. Bestürzung' dass er sich nicht konia'et erklären

konnte, wie die Persoien in seinen LKW hineingglo1m9n

*"r.rr,'t r- spürbar rüber' Die Aussage war glaubhaft' der

Z"ug.. *^, 
",rfgtn.td 

seiner direkten und bodenständig er-

scheinenden Art glaubwürdig.

5. Die Höhe der Haftung der Beklagtenseite beläuft sich auf

t1.587,34 €.

Nach Art. 23 Abs. 4 CMR kann die Klägerin die - nicht

substantiiert bestrittenen - anteiligen Frachtkosten i'H'v'

1.159,64€ verlangen und nach Art' 23 Abs' 1, 3 CMR den

\Tarenwert i.H.v: 10.427,70 € (entsprechend der gesetz-

lichen Giundhaftung von 8,33 Sonderziehungsrechten pro

Kilogramm).

I

,,!:
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Entscheidungen Andere Rechtsfragen

6. Ein Miwelschulden nach Art. 17 Abs' 5 CMR war der

Klägerin nicht anzulasten. Eine ausdrückliche Erteilung von
Sicherheitsvorgaben war angesichts der beiden Parteien be-

kannten ganz erheblichen Gefahr bei grenzüberschreitenden

Befürderungen per Lkw nach England, dass Flüchtlinge ver-

suchen, aufdie befördernden Lkw zu gelangten, nicht erfor-
derlich. Die Beklagte fiihrt selber aus, dass sie der Nebenin-
tervenientin einschlägige Sicherheitsvorgaben erteilt hat. Ein

Miwerschulden der Klägerin bestand nicht. Ein Miwerschul-
den läßt sich auch nicht durch eine angebliche Unverschlos-

senheit des Aufliegers begründen. \Vie die Beweisaufnahme

ergeben hat, haben beide Zeugen angegeben, dass dieser mit
einem Containerschloss gesichert war. Diese Angaben waren

glaubhaft , die Zeugen glaubwürdig.

7 . Der Zinsanspruch beruht aufArt. 27 Abs' 1 CMR ab dem

Zeitpunkt cler Haftbarmachung am 27 .07 '2017.

8. Der Anspnrch auf Freistellung von den Rechtsanwaltskos-

ten ergibt sich aus SS 288 Abs. 3, 249 BGB. Da die Beklagte

unter dem 10.01.2018 die Ansprüche zurüchnties, trat we-

gen dieser Leistungsverweigerung gem. S 286 Abs. 2 Nr. 3
BGe V.trng ein. Die erforderlichen Anwaltsgebühren be-

rechnen sich allerdings entgegen dem kiägerischen \Tertan-
satz aus einem Gegenstandswert von L7.587,34 €, so dass sie

sich mit 785,20 € zzgl. Postpauschale und Mehrwertsteuer

auf958,19 € belaufen.

B.

Abzuweisen war die Klage hinsichdich der über die Be-

schränkung des Art. 23 Abs.3, 7 CMR hinausgehenden

Schadensposirionen, d.h. i.H.v. 3.325,46 €.

Gem. fut. 23 Abs.4 sind - ohne weiteren Schadensersatz -
Fracht, Zölle und sonstige aus Anlaß der Be{tirderung des

Gutes entstandene Kosten zurückzuerstatten, und rwat im
Falle des gänzlichen Verlustes in voller Höhe, im Falle des

teilweisen Verlustes anteilig. Nicht nach Maßgabe des Art. 23

IV CMR sind daher zu ersetzen Schadensfeststellungs-, Gut-
achter-, Rückfracht-, \Tiederbeschaffungskosten, ('.') Ent-
sorgungskosten, (...) Kosten der unfallbedingten Zwischen-

lagerung (Koller,9. Aufl. 2016, CMRfut. 23 Rn. 10).

Hiernach walen die Räcktransportkosten (1.050 €)' Sortier-

kosten (346,50 €), Zwischenlagerungskasten (146,16 €),

Arbeitsaufwand Nachbearbeitung (632,80 €), Sachverstän-

digenkosten i.H.v. 625,5A € und die Entsorgungskosten

l.H.v. 524,80 € nichtzu ersetzen.
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Einsender: RA Benjamin Grimme, Hamburg

Andere Rechtsfragen

5 1059 Abs.4 ZPo

Eine Zurückverweisung an das Schiedsgericht in direk-
ter oder analoger Anwendung von S 1059 Abs' 4 ZPO

kommt nicht in Betracht, wenn sie nur von einer Partei
beantragt worden ist und der Aufhebungsgrund einer
augenfälligen, gravierenden Verletzung des rechtlichen
Gehörs einer Partei vorliegt (Fortführung von BGH,

Beschl. v. O7.06.2O18 - l ZB 70/17, SchiedsVZ 2018, 318
Rn.24).

BGH, Beschl. v. 18.O7.2019 - I ZB gO/18 
\

ECLI:DE:BGH:20 19 :1807 1 9BIZB90. 1 8.0
(Vorinstanz: OLG Düsseldorf, Entscheidung vom
26.10.2018 - I-4 Sch 9 I 17)

[1] I. Generalunternehmer für die Erweiterung des Kern-
kraftwerks oO.< in F. war ein Konsortium der S' AG und
der F. S.A.S (heute A. S.A.S, nachfolgend: A.)' A. vergab im
Mtu22006 den Unteraufirag für die Vorfertigung und Mon-
tage der Rohrleitungen im Nuklearbereich an ein Konsor-

tium aus zwei Unternehmen, dessen Rechtsnachfolgerin die

Schiedsbeklagte ist. Dabei hatte A. die rohrbaulichen Arbei-
ten in drei Lose eingeteilt. \fährend Los 1 unmittelbar von
der Schiedsbeklagten ausgeführt wurde, vergab diese die Aus-

führung der Lose 2 rnd 3 durch einen Nachunternehmer-

verrrag (nachfolgend: NLIV) an die Schiedsklägerin. Der Be-

auftragung der Schiedsbeklagten durch A. lagen die Project

Purchase Order vom 14.03.20A6 (nachfolgend: PO) und die

dazugehörigen Terms & Conditions (nachfolgend: TEcC)

zugrunde. Gem. S 1 Abs. 1 NIIV sind diese Vereinbarungen

auch Vertragsbestandteil des Ntw zt'vischen den Parteien'

[2] Bei der Durchftihrung des Projekts kam es zu Yerzö'
gerungen, denen durch einen am 27.03.2008 von A' und
der Schiedsbei<lagten unterzeichneten Nachtrag zur PO
(oAmendment 1<) Rechnung getragen wurde.

[3] Nachdem es zu weiteren Verzögerungen und Mehrleis-

tungen kam und keine Einigung über eine Anpassung der

Vergütung erzielt werden konnte, leitete die Schiedskiägerin

gem. S l0 Abs. 2 NUV mit Schriftsatz vom 15.12.2011 ein

von der Deutschen Institution liir Schiedsgerichtsbarkeit

e.V. (DIS) administriertes Schiedwerfahren am Schiedsort

D. ein. Nach S 10 Abs. I NIIV galt ftir den NUV sowie alle

daraus resultierenden Rechtsfragen ausschließlich fi nnisches

materieiles Recht.
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[6] Nach dem Schiedsspruch in der berichtigten Fassung

vom 18.07.2017 hane die Schiedsklage lediglich teilweise

mit dem Hilßantrag zu 1 b (i) i.H.v. 1.859.684,33 € nebst

Zinsen Erfolg. Ztdem wurde die Schiedsbeklagte zur Her-
ausgabe der Bankgarantie-Urkunde verurteilt. Kosten wur'
den der Schiedsbeklagten i.H.v. I.042.789,36 € auferlegt,

der Schiedsklägerin i.H.v. 6.2U.A62,73 €.

[7] Die Schiedsbeklagte hat mit ihrem Kostenerstattungs-

anspruch gegen die Zahlungs- und Zinsansprüche, die das

Schiedsgericht der Schiedsklägerin zugesprochen hat, aufge-

rechner und die Schiedsklägerin zur Zfiung des ihr nach

der Aufrechnung zustehenden überschießenden Kosten-

erstattungsanspruchs aufgefordert. Der danach verbleibende
Zahlungsanspruch der Schiedsbeldagten beträgt unstrittig
3.102.350,51€. In Höhe dieses Betrags hat die Schiedsbe-

klagte die Vollstreckbarerklärung des Kostenausspruchs des

Schiedsspruchs beantragt. Die Schiedsklägerin hat beantragt,

den Antrag auf Vollstreckbarerldärung unter Aufhebung

des Schiedsspruchs abzulehnen. Das Oberlandesgericht hat
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